
21

BasellandFreitag, 27. März 2026

DiebürgerlichenParteienzogen
ein Powerplay auf: Mit einer
hauchdünnen Mehrheit
schwächten sie die Vorlage zur
Mehrwertabgabe ab. Jahrelang
feilte der Kanton und später die
Bau- und Planungskommission
des Landrats an einemKompro-
miss, der die Abschöpfung der
Bodengewinne durch Innenver-
dichtung sauber regeln soll.

Auslöser für die Überarbei-
tung des Gesetzes war ein Bun-
desgerichtsentscheid, der das
kantonale Gesetz in Teilen als
ungültig erklärte. Die Gemeinde
Münchenstein wollte auch bei
einer Umwidmung von Indust-
riearealen zu Wohnzonen (Um-
zonungen) und bei Aufzonungen
(höheres Bauen in Wohnzonen)
einen Teil des Mehrwertes des
Bodens von den Grundeigentü-
mern abschöpfen, doch das kan-
tonale Gesetz verbot das.

Nach 13(!) Sitzungen einigte
sich die BPK auf einen Kompro-
miss, der den Gemeinden eine
Mehrwertabgabe von 0 bis 40
Prozent auf Um- undAufzonun-
gen zukünftig ermöglichenwür-

de. Doch vor allem die SVP und
die FDP waren mit dieser Lö-
sung nicht zufrieden. Ihr Druck-
mittel: der Hauseigentümerver-
band Baselland (HEV) lancierte
noch während der Kommis-
sionsarbeit eine Initiative, die
bei Umzonungen einen maxi-
malen Abschöpfungssatz von 30
Prozent festschrieb und die Auf-
zonungen gar nicht erwähnte.

Debatte wurdemit harten
Bandagen geführt
Da die HEV-Initiative jedoch ei-
nige unklare Rechtsbegriffe auf-
weist und die Gefahr besteht,
dass sie rechtlich vor den Ge-
richten keine Bestand haben
könnte und so wieder für unkla-
re Verhältnisse sorgen würde,
versuchten die Bürgerlichen,
den Kompromiss in Richtung
der Initiative abzuschwächen.
Denn die BPK-Variante wird
voraussichtlich der Initiative als
Gegenvorschlag der Stimmbe-
völkerung vorgelegt.

SP-Landrat Jan Kirchmayr
warnte schon zu Beginn der De-
batte: Sollte der Kompromiss
weiter abgeschwächt werden,
könne er nicht garantieren, dass

die SP-Fraktion noch seine Zu-
stimmung zum ausgearbeiteten
Gegenvorschlag geben kann.

Die rund dreistündige De-
battewurde teilweisemit harten
Bandagen geführt. So sagte
GLP-Fraktionspräsident Manu-
el Ballmer, dass der HEV Klien-
telpolitik für Investoren betrei-
be: «Ich staune über diesen Ver-
band, der anscheinend in einer
Sinnkrise steckt.» SP-Landrat
Thomas Noack appellierte an
die Bürgerlichen, den Gemein-
den doch das Vertrauen auszu-
sprechen, und warnte: Die Ge-
meinden würden die Quartier-
pläne beschliessen. Wenn die
Kosten nur an ihnen hängen
bleiben, werden solche künftig
auch nicht mehr beschlossen.
«Die Mehrwertabgabe schafft
den Anreiz, Bauland aufzu-
zonen», so Noack und sprach
damit die gewollte Innenver-
dichtung an.

OhneMehrwertabgabe
keine Innenverdichtung
Auch die warnenden Worte des
Baudirektors Isaac Reber (Grü-
ne) konnten die Bürgerlichen
nichtumstimmen:«Fakt ist:Oh-

neMehrwertabgabewird es kei-
ne Aufzonungen geben.» Dass
dieAbschöpfungderMehrwerte
zu teureren Wohnungen führen
werde, bezeichnete Reber als
«Mär». Die Abgabe schöpfe le-
diglich einen Teil des Bodenge-
winns ab, der durch Planungs-
beschlüsse aus dem Nichts ent-
stehe, so der scheidende
Baudirektor.

DerEntscheid fiel inderMit-
te-Fraktion, die gespalten war.
Fraktionschef Pascal Ryf strich
heraus, dass im Vergleich zur
Regierungsvorlage im BPK-
Kompromiss einige Anliegen
zugunsten der Hauseigentümer
aufgenommenwurden, undplä-
dierte für eine Annahme des
Kompromisses. «Eswäre schön,
wenn wir uns hier drinnen zu-
sammenraufen könnten», sagte
Ryf.

Schliesslich wurde der FDP-
Antrag zur Senkung des maxi-
malen Abschöpfungssatzes von
40 auf 30 Prozent mit 40 zu 37
Stimmen angenommen. Der
Versuch der Bürgerlichen, die
Auszonungen analog zur HEV-
Initiative ganz aus dem Geset-
zestext zu streichen, scheiterte

jedoch mit 40 zu 36 Stimmen.
Der Grund, warum im Landrat
so unerbittlich um einige Pro-
zentpunkte gestritten wurde,
liegt im riesigen Volumen. Allei-
nedurch jeneQuartierpläne, die
zwischen 2010 und 2018 be-
schlossen wurden, nahm der
WertdesBodensum300Millio-
nen Franken zu. Bei der Frage,
ob die Abgabe 30 oder 40 Pro-
zent beträgt, geht es um Millio-
nenbeträge.

Mit der ersten Lesung ist der
Gegenvorschlag jedoch noch
nicht verabschiedet. Beide Sei-
ten kündigten an, bei der zwei-
ten Lesung in vier Wochen er-
neutAnträgezustellen. SVPund
FDP dürften doch noch versu-
chen, die Auszonungen noch
aus dem Gesetz zu streichen.
Während Mitte-links auf ihre
Minimalforderung zurückkom-
men dürfte.

Die Fronten sind verhärtet.
Mitte-links könnte sogar versu-
chen, den Gegenvorschlag in
Gänze zu versenken und die
HEV-Initiative ohne Gegenvor-
schlag zur Abstimmung zu brin-
gen.Klar istnur:Eswirdumjede
einzelne Stimme gekämpft.

Nikolaos Schär

Das Baselbiet ist Teil des Agglo-
merationsprogrammsBasel, das
vom Bund Gelder zur Umset-
zung von regionalen Verkehrs-
projekten erhält. Dort stehen
Projekte aus dem Kanton Basel-
land jedoch in Konkurrenz zu
solchen aus dem übrigen Raum
Basel. Deshalb wurde im Land-
rat darüber diskutiert, ein eige-
nesBaselbieterAggloprogramm
aufdieBeinezustellen.DasVor-
haben scheiterte jedoch knapp
und wurde abgelehnt.

Hinter der Idee stand die
Münchensteiner FDP-Landrä-
tin Christine Frey. Im Text ihrer
Motion schrieb sie zu den Be-

weggründen: «Allein der Blick
aufdasmonströseSetup lässt er-
ahnen, warum die Verkehrs-
und Planungsprojekte im Raum
Basel erlahmen.DasheutigeAg-
glomerationsprogramm Basel
umfasst 175Gemeinden, verteilt
über drei Länder und vier Kan-
tone.»SiewolltendieRegierung
beauftragen, ein Agglopro-
gramm zu erarbeiten, das nur
für das Baselbiet gilt.

«Wenn wir ein Projekt auf
Baselbieter Boden realisieren
können, das der ganzen Region
nützt, könnten wir mit einem
eigenen Aggloprogramm
schneller vorwärts kommen»,
erklärte Urheberin Frey im
Landrat. Von ihrer Partei, der

SVP und der Mitte erhielt sie
Unterstützung. Wobei Partei-
kollege und Handelskammer-
Direktor Martin Dätwyler für
einmal zumSpielverderberwur-
de. Er sagte: «Ich sehe keinen
Vorteil, wenn wir uns ein Unter-
Aggloprogramm vom Bund ge-
ben lassen wollen.» Wenn man
sich mit Strukturen statt mit
konkreten Projekten beschäfti-
ge, profitiere niemand.

«Wir würden gefährden,
was wir haben»
Ähnlich argumentierte Grünen-
Landrat Peter Hartmann, und
vermutete zudem:«ZweiAgglo-
programme für eine Region? So
machen wir uns beim Bund lä-

Dimitri Hofer cherlich.» Sein Parteikollege
und Baselbieter Baudirektor
IsaacRebergingsogarnochwei-
ter und warnte vor den Folgen
eines zweiten Aggloprogramms
inderRegionBasel: «Daswürde
nicht gut ankommen. Wir wür-
den gefährden, was wir haben.»
Nach einer lebhaften Debatte,
fürwelche die Sitzung amNach-
mittag sogar ein wenig verlän-
gert wurde, entschied der Land-
rat mit 36 Ja- zu 39 Nein-Stim-
men, die Motion nicht an die
Regierung zu überweisen.

Die Motion war einer von
drei Vorstössen aus der Feder
vonChristine Frey, die amDon-
nerstagnachmittag behandelt
wurden. Zwei Postulate wurden

jeweils an die Regierung über-
wiesen, aber gleichzeitig abge-
schrieben. Das eine Postulat
verlangte, dass der Hauseigen-
tümerverband beiGesetzesrevi-
sionen im Bereich Raum- und
Bauplanung, die das Grund-
eigentumbetreffen, einbezogen
wird.Das anderehatte zumZiel,
den Richtplan zum Entwick-
lungsgebiet Salina Raurica nach
dem Nein zur Verlängerung des
Tram 14 neu zu überarbeiten.

Von verschiedener Seite
wurde Frey darauf hingewiesen,
ihre Motion zum Agglopro-
gramm in ein abgeschwächtes
Postulat umzuwandeln. Sie liess
sich nicht überzeugen und ent-
schied sich dagegen.

Münchenstein Wegen der Bau-
stellen an der Tramlinie 11 in
Münchenstein wird die Halte-
stelle Gartenstadt zurzeit nicht
bedient. Ein Vorstoss der SP-
Landrätin Miriam Locher for-
dert, dass das Einkaufszentrum
Gartenstadt auch während der
Bauarbeiten sinnvoll erschlos-
sen wird. Das Postulat wurde
stillschweigend als dringlich
überwiesen und mit grossem
Mehr stehengelassen. Die Re-
gierung ist nun gefordert. (nsc)

Mister Pro Velo ist neu
auch SP-Landrat
Anlobung Der Geschäftsführer
von Pro Velo beider Basel, Ro-
land Chrétien, rückt für die zu-
rückgetretene SP-Landrätin
Ursula Wyss in den Landrat
nach. Der Ettinger nimmt Ein-
sitz in die Bau- und Planungs-
kommission. (bz)

Vorstoss zur Haltestelle
Gartenstadt überwiesen

Systemwechsel Die Gesetzes-
revision für die Prämienverbilli-
gung war bei allen Parteien un-
bestritten undmuss im Zuge des
bundesrechtlichen Gegenvor-
schlags zur SP-Prämienentlas-
tungsinitiative umgesetzt wer-
den. Der Landrat nimmt das
neue System einstimmig an. So-
fern kein Referendum ergriffen
wird,was eher unwahrscheinlich
ist, erhalten ab 2028 53’000 Per-
sonen neu Prämienverbilligung.

Zuvor hatte der Landrat
übereinenSP-Antragdebattiert,
der verlangte, den Mindestaus-
zahlungsbetrag für die Prämien-
verbilligung von 240 auf 100
Franken pro Jahr zu reduzieren.
SP-Fraktionspräsident Adil Kol-
ler argumentierte, dass so meh-
rere tausendFamilien zusätzlich
von der Verbilligung profitieren
würden. Einzig die GLP unter-
stützte den Antrag der SP.

Vor allem Mittelstandsfami-
lien mit Einkommen zwischen
100’000 bis 150’000 Franken
kommen so neu in den Genuss
der Prämienverbilligung. Für
den Kanton bedeutet das jährli-
che Mehrausgaben von rund 70
Millionen Franken. (lvg)

Unvereinbar Der Landrat hat
die Nichtformulierte Initiative
«Für eine faire Beteiligung aller
Kantone an der Universität Ba-
sel» von elf Oberbaselbieter Ge-
meinden für teilweise rechtlich
ungültig erklärt. Die Initiative
verlangt eine stärkere finanzielle
Beteiligung aller Schweizer Kan-
tone an der Universität Basel.

Die Regierung wie auch die
Justizkommission sahen die
Kompetenzverordnung der
Kantonsverfassung verletzt,
weshalb sie den Antrag für eine
teilweise Rechtsungültigkeit
stellten. Das weil die Initiative
forderte, dass Baselland per En-
de 2027 den Univertrag mit Ba-
sel-Stadt aufkündigt, sollte eine
breiter abgestützte Trägerschaft
nicht zustande kommen. (lvg)

Auf dem Industrieareal der Firma van Baerle sollenWohnungen gebaut werden. Die GemeindeMünchenstein würde dadurchMehrwertabgabe kassieren. Bild: Kenneth Nars

Den Kompromiss torpediert
Die Bürgerlichen schwächen dieMehrwertabgabe entscheidend ab. Der Gegenvorschlag steht auf der Kippe.

Baselbiet erhält kein eigenes Agglo-Programm
Der Landrat entschied sich knapp dagegen, eine innerregionale Konkurrenzsituation zu schaffen.

Nachrichten

Verbilligung für
Prämien kommt

Uni-Initiative ist
ungültig


